
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Rechtsaufsichts-
beschwerde 
gegen die Stadt 
Coburg 
Bürgerinitiative wirft 
der Stadtverwaltung 
Untätigkeit vor 
Creidlitz. Die Stadt Coburg 
begründete die Genehmi-
gung des Mobilfunkmasts in 
Creidlitz damit, sie hätte 
keine Rechtsmittel gehabt, 
den Antrag abzulehnen oder 
aufzuschieben. Außer dem 
Gutachtenauftrag an ein un-
abhängiges Planungsbüro 
hinsichtlich einer kommuna-
len Mobilfunkplanung habe 
sie bisher keine weiteren 
Maßnahmen eingeleitet, um 
die Mobilfunkproblematik 
auf baurechtlicher Ebene zu 
regeln. Ein Ergebnis dieses 
Gutachtens sei erst im Laufe 
des Jahres 2008 zu erwarten. 
Nach Ansicht der Regierung 
Oberfranken hätte die Stadt 
nur etwas gegen die Bauge-
nehmigung unternehmen 
können, wenn sie eine Be-
bauungsplanänderung be-
schlossen hätte. So ein Be-
schluss liege nicht vor, des-
halb sei die Genehmigungs-
praxis der Stadt korrekt. 
Weiterhin stellte die Regie-
rung aber genauso klar, dass 
die Umsetzung des Bürger-
begehrens für die Stadt ver-
pflichtend sei. 
Die Bürgerinitiative hat dar-
aufhin die Rechtsaufsichts-
beschwerde erweitert und 
der Stadt Untätigkeit vorge-
worfen. Das Bürgerbegehren 
verpflichtet die Stadt, alle 
juristisch denkbaren Schritte 
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Bayreuth. Egal, ob man ü-
ber einen längeren Zeitraum 
häufig mit einem Handy te-
lefoniert oder dauerhaft un-
ter einer Hochspannungslei-
tung oder nahe einer Mobil-
funkstation lebt: beides kann 
schwere Krankheiten verur-
sachen. Zu diesem Ergebnis 
kam in seinem Vortrag (am 
15.11.07) der Epidemiologe 
Professor Rainer Frentzel-
Beyme. 
Frentzel-Beyme, am Um-
weltforschungs- und Tech-
nologiezentrum der Univer-
sität Bremen tätig, referierte 
auf Einladung der Bürgerini-
tiativen Mobilfunk Bayreuth 
und Hussengut unter Hoch-
spannung sowie der Wohn-
eigentümergemeinschaft 
Bayreuth-Hussengut und 
dem Netzwerk Risiko Mo-
bilfunk Oberfranken im 
Balkonsaal der Stadthalle 
vor rund 200 Zuhörern über 
die Gefahren von Elektro-
smog. Im virtuellen Gepäck 
hatte er zahlreiche Auszüge 
aus Studien mitgebracht, die 
er als seriös und frei von je-
der wirtschaftlichen Beein-
flussung bezeichnete und die 
allesamt zum selben Ergeb-
nis kämen: Elektrosmog, 
verursacht durch Mobilfunk 
oder Hochspannung, kann 
schwere gesundheitliche 
Probleme hervorrufen.  
Der Epidemiologe bezeich-
nete Mobilfunk gar als „ein 
ungeplantes menschliches 
Experiment“, das alle Men- 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

schen demselben Risiko 
aussetzt. Zum Problem 
Hochspannungsleitung ver-
wies der mittlerweile emeri-
tierte Professor, der nach 
seiner Studienzeit in den 
USA die epidemiologische 
Forschung am Deutschen 
Krebsforschungszentrum 
Heidelberg aufgebaut hat, 
bevor er an die Universität 
Bremen berufen wurde, auf 
zahlreiche Studien, die einen 
eindeutigen Zusammenhang 
zwischen dem Auftreten von 
Leukämie und einer nahen 
Hochspannungsleitung her-
gestellt hätten. 
Er nannte den Fall einer 
englischen Schule, in der al-
lein in einer Klasse vier 
Schüler an Leukämie er-
krankt seien. Dass es sich 
um eine seriöse Studie hand-
le, beweise deren Veröffent-
lichung im British Medical 
Journal. Ähnliche Phänome-
ne seien in Japan, so Frent-
zel-Beyme, untersucht und 
belegt worden. Dass es ei-
nen Zusammenhang geben 
müsse, beweise auch, dass 
in Niedersachsen das soge-
nannte Erdkabelgesetz ver-
abschiedet worden sei. Ü-
berhaupt, so der Wissen-
schaftler, gehörten Stromlei-
tungen erdverkabelt. Die 
beste Lösung stellten gasiso-
lierte Leitungen dar. Freilei-
tungen gehörten technisch 
betrachtet ins Mittelalter.  
Was die Europäische Um-
weltagentur EEA in ihren  
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Fallstudie bes-
tätigt erhöhtes 

Presseartikel von G. Becker im Nordbayerischen Kurier Bayreuth am 20.11.07 

Studien belegen: Mobilfunk 
macht krank Krebsrisiko 

durch Mobil-
funkstrahlung 
Hausmannstätten - Ein sig-
nifikant erhöhtes Krebsrisi-
ko durch Mobilfunkstrah-
lung ist im Umkreis von 
200m um eine Mobilfunkan-
lage für das C-Netz nach-
gewiesen worden, die nach 
13 Jahren Betrieb 1997 ab-
gebaut wurde.  
In der vom Gesundheitsres-
sort des Landes Steiermark 
im Jahr 2005 in Auftrag ge-
gebenen Studie fand der  
 

8,5-faches Krebsrisiko 
 
Salzburger Umweltmedizi-
ner Dr. Gerd Oberfeld bei 
einer Strahlungsbelastung 
von > 1000μW/m² ein 5 bis 
8,5-fach erhöhtes Krebsrisi-
ko für alle Tumorarten. Für 
Brustkrebs war das Risiko 
sogar 22,5-fach und bei  
 

Brust und Gehirn 
extrem empfindlich 

 
Hirntumoren 121-fach er-
höht, wenn die Menschen 
länger als fünf Jahre neben 
dem Sender gelebt hatten. 
Die Studie wurde im Febru-
ar 2008 veröffentlicht und 
bestätigt die Ergebnisse der 
Naila-Studie aus dem Jahr 
2004, bei welcher sich im 
Umkreis eines Mobilfunk-
senders (hier D-Netz) nach 5 
bis 10 Jahren das Krebsrisi-
ko verdreifacht hatte. 
Quelle: http://www.iddd.de 
/umtsno/60krebs.htm 

Prof. Frentzel-Beyme fordert niedrigere Grenzwerte 



 
Rechtsaufsichtsbe-
schwerde... 
(Fortsetzung von Seite 1) 
schnellstmöglich einzulei-
ten, die zur Umsetzung der 
Ziele des Bürgerbegehrens 
erforderlich sind. Der erste 
Schritt wäre gewesen, einen 
Beschluss zur Änderung der 
Bebauungspläne herbeizu-
führen. 
Schon im Mai 2007 forderte 
die Bürgerinitiative vom 
Oberbürgermeister, endlich 
die als Grundlage für eine 
Veränderungssperre erfor-
derlichen Beschlüsse zur 
Umsetzung des Bürgerbe-
gehrens zu fassen. Seitens 
der Stadt wurde diese Forde-
rung bis heute ignoriert.  
 

neuesten Veröffentlichungen 
ausdrücklich betont hat, 
nämlich eine ausdrückliche 
Warnung vor gesundheitli-
chen Gefahren durch Mobil-
funk, hätten beispielsweise 
schwedische und ägyptische 
Wissenschafter mit den Er-
gebnissen ihrer zahlreichen 
Studien schon lange belegt: 
Wer längere Zeit Mobil-
funkstrahlen ausgesetzt ist, 
hat ein erhöhtes Krebsrisiko. 
Untersuchungen hätten be-
wiesen, dass schon bei einer 
zehn-jährigen intensiven 
Handynutzung die Gefahr, 
an einem Hirntumor zu er-
kranken, immens hoch ist. 
Wobei die zeitliche Grenze 
bei Kindern, so der Wissen-
schaftler, deutlich unter 
zehn Jahren liege.  

Lichtenfels. Zum vorsor-
genden Schutz der Bevölke-
rung vor gesundheitlichen 
Schäden hat der Stadtrat der 
Stadt Lichtenfels am 13. 
September 2004 einstimmig 
die Erstellung eines rechts-
verbindlichen Standortkon-
zeptes für Mobilfunkanlagen                 
 

 

Auch das Angebot der Bür-
gerinitiative zu einer kon-
struktiven Zusammenarbeit 
mit der Stadtverwaltung 
wurde nicht wahrgenom-
men. Mittlerweile hat die 
Regierung von Oberfranken 
ihre Meinung bekräftigt, 
dass die Stadt Coburg aus-
reichend auf das Bürgerbe-
gehren aktiv geworden sei, 
einen Grund zum rechtsauf-
sichtlichen Einschreiten se-
he sie nicht. Die Bürgeriniti-
ative ist hier anderer Mei-
nung, sie wird sich diesmal 
unter noch detaillierterer 
Darlegung ihrer Argumente 
an die oberste bayerische 
Baubehörde wenden. 
Siehe auch unter 
www.forum-mobilfunk.de
 

Frentzel-Beyme: „Besonders 
bei Kindern ist das Hirntu-
morrisiko enorm hoch.“ 
Bei ihren Studien seien die 
Forscher aber auch immer 
wieder auf Krankheitssym-
ptome wie Merkstörungen, 
Benommenheit, Depressivi-
tät, Schlafstörung, Kopf-
schmerzen und Konzentrati-
onsstörungen gestoßen. Man 
müsse endlich, forderte 
Frentzel-Beyme, die in-
Deutschland geltenden 
Grenzwerte deutlich senken. 
Diese seien von Physikern 
und Ingenieuren festgelegt 
worden. Professionelle 
Gruppen, die von Auftrag-
gebern abhängig seien. 
Siehe auch unter 
www.mobilfunk-
oberfranken.de

über eine Bauleitplanung 
beschlossen. Der Beschluss 
gilt für das ganze Stadtge-
biet der Stadt Lichtenfels, 
einschließlich aller Einge-
meindungen. Zum Schutz 
der Bebauungsplanung hat 
der Stadtrat zunächst eine 
Veränderungssperre für Mo-  
 

 

bilfunkanlagen beschlossen. 
Dies bedeutet, dass während 
der Planaufstellung keine 
weiteren Mobilfunksendean-
lagen (auch unter 10 Meter) 
errichtet werden dürfen. Zu-
sätzlich kann kein Netz-
betreiber während der Gül-
tigkeit der Veränderungs-
sperre vorhandene Mobil-
funkmasten mit zusätzlichen 
Antennen erweitern. 
In einem zweiten Schritt hat 
ein Gutachterbüro für Hoch-
frequenztechnik mögliche Mo-
bilfunkstandorte ermittelt, die 
einen reibungslosen, d.h. 
funktechnisch einwandfreien 
Sendebetrieb in allen Net-
zen, einschließlich UMTS, 
gewährleisten. Somit ist das 
Gutachten nicht ohne weite-
res juristisch angreifbar. 
Gleichzeitig hat das Gutach-
terbüro darauf geachtet, dass 
die zu erwartende Strahlen-
belastung für die Bevölke-
rung möglichst niedrig ist. 
Dies ergibt sich in der Regel 
durch Standorte außerhalb 
der Bebauung. 
Gegenwärtig ist die Stadt-
verwaltung dabei die ermit-
telten Standorte in die Flä-
chennutzungs- und Bebau-
ungspläne zu integrieren, so  

Oberfranken. Der Mobil-
funkkritische Verein "Netz-
werk Risiko Mobilfunk O-
berfranken e.V." hat das 
Thema "Mobilfunk" zum 
Wahlkampfthema in einigen 
Städten und Landkreisen 
gemacht. Die Vorgehens-
weise war dabei jedoch re-
gional sehr unterschiedlich. 
Während in Hof die 2. Vor-
sitzende Marianne Günther 
selbst kandierte und damit 
direkten Wahlkampf betrei-
ben konnte, hat man in Lich-
tenfels auf die Zusammen-
arbeit mit einem etablierten 
Kandidaten gesetzt.  
Einen ganz anderen Weg 
ging der Coburger Verein 
"Bürgerinitiative Mobilfunk 
in Coburg e.V." der einen  
Fragebogen für die Kandi- 
 

 

dass dadurch gültiges 
Baurecht geschaffen wird. 
Dieser Verwaltungsakt wird 
von einem auf diesem Ge-
biet erfahrenen Rechtsan-
walt begleitet.  
Danach dürfen neue Mobil-
funksendeanlagen nur noch 
an, von der Stadt Lichten-
fels, ausgewiesenen Stand-
orten errichtet werden. Ab-
schließend stehen Verhand-
lungen mit den Netzbetrei-
bern und Vermietern der be-
stehenden „Alt-Standorte" 
an, um diese an einen aus-
gewiesenen Standort zu ver-
lagern. Die Bevölkerung der 
Stadt Lichtenfels steht hinter 
diesem Konzept und hat 
durch eine überwältigende 
Teilnahme beim Volksbe-
gehren „Für Gesundheits-
vorsorge beim Mobilfunk“ 
zum Ausdruck gebracht, 
dass sie nicht länger gewillt 
ist einen willkürlichen Aus-
bau der Mobilfunknetze, 
ohne jegliches Mitsprache-
recht, hinzunehmen. Das 
Ergebnis von fast 15 Prozent 
war für eine Kreisstadt sen-
sationell. Der LK Lichten-
fels belegte in Bayern mit 
10,5 Prozent den „zweiten“ 
Platz.  

daten zur Stadtrats- und OB-
Wahl in Coburg erarbeitete. 
Die Resonanz darauf war 
sehr unterschiedlich. Von 
den fünf OB-Kandidaten 
haben zwei, von den antre-
tenden Gruppierungen und 
Parteien haben SPD, Freie 
Wähler und Christlich Sozi-
ale Bürger nicht geantwor-
tet. Der amtierende und 
mittlerweile wiedergewählte 
SPD-OB, machte seinen 
Standpunkt allerdings durch 
ein Wahlplakat sehr deut-
lich. Auf diesem Plakat war 
er mit Handy am Ohr abge-
bildet. Alle anderen waren 
sich einig, dass eine kom-
munale Mobilfunkplanung 
durchgeführt werden soll. 

Mobilfunk macht krank (Fortsetzung von Seite 1) 
 

Standortkonzept für Mobilfunkanla-
gen beschlossen 

Mobilfunk und Kommunalwahl 

V.i.S.d.P.: Netzwerk Risiko Mobilfunk Oberfran-
ken e.V., Norbert Denninger-Liebkopf, Mauer 2a, 
96450 Coburg, 
www. mobilfunk-oberfranken.de 
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